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VG 28 !. 401.18 A Beglaubigte Abschrift 

VERW AL TUNGSGERlCHT BERLIN 

BESCHLUSS 

· In der Verwaltung11trE'lit1111che 

Vei11b!:!o1bml!2llroächti1n.ll!(r.l; 
Kraft &. Rapp Rechtsanwältinnen, · 
Pannle1'$trEJße a; 12047 Berlin, 

. . 

gegen. 

die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 
fOr Bau und Heimat, dieses vertreten durch 
das Bundesamt für Migration und FIOohtllnge . 
• Außenstelle Bl!lrlin ·, 
Badensol)e Straße 23, 10715 Berlin, 

· Antragstellerin, 

s. 

Antragsgegnedn, . 

·· hat die 28. KamO')er des Verwaltungsgerichts Bert In .. 
durch · 

den Vorsitzenden Richter arn Verwaltungsgericht Oestmann 
als Einzelrichter · 

· am 26. Oktober 2018 beschlossen: 
' ' ' i ' ,' 

Die aufs<:;hlebende Wirkung der Klage der Antragstellerin (VG 28 K 402.18 A) ge­
gen dll!!Abschlebunglllanordnung Im '?eilloheld des Bundesamtes für Migration 
und FIOchtllnge vorn 12. Juni 201swlrd angeordnet. 

Die Antraglllgeg~erin trägt die Kosten des Verfahrens. 
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Gründe 

Der Antrag der eritreis.chen Antragstellerin volll 26. Juli 201 S, 

die aufschiebende Wirkung ihrer Klage vom 26. Juli 201 S (VG 28 K 402.18 A) 
gegen die AbschlebunQsanordnung im Be.schald.des Bundesamtes für Migra-
tion und Flüchtlinge vom 12. Juni 2018 anzuordn1;m, · 

hat Erfolg. 

Oer Antrag ist zulässig, insbesondere Ist der Bescheid. vom 12~ Juni 2018 nicht be­

standskräftig geworden. . . 
Oie am 26. Juli 201 a erhobene Klage und der Eilantrag sind fristgerecht innerhalb 

. . . 

der Woöhenfrist gem. § 74 Abs •. 1 AsylG bei Gericht eingegangen. Zwar wurde der 
' . 

angefochtene eescheid ursprünglich bereits am 15. Juni 2018 unter der früheren 

. Anschrift der Antragstellerin in der In „ Berlln 

. zugestellt. An diesem Tag zog die Antragstellerin allerdlng!S zunächst in die-. 

. n'9Berlln. Die AWO tellte der Antragsgegnerin diese neue 

Anschrift am . Juni 2018 mit. Die Antragstellerin zog dann ausweislich der Melde· 

·. beschelnigung am . Juni 2018 iri das in-

Berlln. Die Meldebescheinigung.ging der Antragsgegnedn am . Juni 2018 zu. Die 

Zustellung des Besobeldes ~n die Mitarbeiterin de.r AWO am 5 . .,Juli 2018 ist unwirk-. ' ' : ' ..., 

. sam, wefl die Vollmacht vom 28. Mai 201 a nicht die Entgegennahme von Bescheiden 

·umfasst. Oie Antragsgegnerin stellte den Bescheid am 20. Juli 2018 sodann erneut 

· unter der Anschrift in-Berlin zu. Die Zustellung des Be-

. scheide$ am 15. Juni 2018 unter der früheren Anschrift ist nicht wirksam geworden. 

Die Antragstellerin hat durch die Mail von vom 24 .. August 20.1 a glaub- . 

haft gemacht, dass die Antrag$!ellerln bereits am 15. Juni 2018 ausgezogen ist. Sie 

muss sich auch ni,cht die frühere Anschrift nach§ 10 Abs. 2 AsylG zurechnen lassen, · 

da sie unverzüglich den Wechsel der Ans~hrift mitgeteilt hat (§ 10 Abs. 1 AsyJG). 

Zudem hat die Antragsgegnerin mit cfer neuen Zustellung am 20. Juli 2018 einen 
' ' ' . ' ' ' 

neuen Bescheid erlassen. . . 

Der Arittag Ist auch bE!grl.lndet. 

·. Das AussetzungslntereHe der Antragstellerin übE:1rwlegt .das VollziehungsintereHe 

der Antragsgegnerin, weil die Abl!lohlebungsar:iordnung in Bezug auf ·deri für. die. 

Du~chführung des Asylverfahrens zuständigen Staat (§ 29 Abs .. 1 Nr. ·1 Buchstabe a 

AsylG) voraussi.chtllch rechtswidrig ist. .. 
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Gernäß § 34a Abs. 1 Satz .1 AsylG ordnet das Bundesa.mt für Migration und Flücht­

linge (Bundesamt) die Abschiebung in einen für die Durchführung des Asylverfah· 

rens zuständigen Staat an, sobald festi;;teht, dass die Abschiebung durchgeführt 

werden kann. 

Oie Zuständigkeit für di.e Durchführung des Asylverfahrens richtet sich vorliegend 

nach der Verordnung (EU) Nr. 604/20 t3 des .Europäischen Parlaments und des Ra· 

. tes vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung 

des Mitglledataats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder 
• 1 • ' 

· staatenlosen In einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen 1$lchutz 

zuständig ist (Dublin 111-VO, Abi. Nr. L 180 S. 31 ). Gemäß Art. 13 Abs. 1 Satz 1 Dub­

lin ifl-vo istd;rje.nlg~·Mitgll~dst~atmr die Prüfung d~s A~yl~~t~-.;:9;--zustänct1~i. Ub~r: 
· dessen Grenze der Asylbewerber aus einem Drittstaat illegal eingereist Ist. Das ist 

im vorl legenden Fall Italien, über dessen Grenze sie eingereist Ist. Die Angaben 

werden bestätigt durch .einen Eurodac-Treffer vom 9. April 2018 ( IT2MEO 1 OY). 

Die Zuständigkeit Italiens ist nicht nach Art. 13.Abs. 1. Satz 2 Dublin 111-VO bendet. 

lnll!owelt kommt es nach Art. 7 Abs. 2 Dublin 111-VO auf die Situation zum Ze.ltpunkt 

der erstmaligen Antragstellung in einem Mitgliedstaat an. Oie Antragstellerin bean· ' 

tragte am 5. April 2018 in Deutschland AsyL Das Bundesamt. stellte am 9. April 2018 

ein Übernahmeersuchen an Italien. Da die lti;illenischen Behörden auf das Übernah-

. megesuch nicht reagiert haben, ist gemäß Art. 22 Abs. 7 Dublin 111-VO davon auszu­

gehen, dass dem Aufnahmegesuch stattgegeben wird, was die Verpflichtung nach 

sich zieht, die betreffende Person aufa:unehmen und angemessene Vorkehrungen für 

die Ankunft zu treffen (Art. 18 Abs. 1 Buchstabe a Dublin 111-VO). Die generelle. Ver-

·~ . Weigerung der Übernahme von .Schutzsuchenden durch Italien steht einer Überstel-

lung jedenfalls deshalb nicht entgegen, weil die Dublin 111-VO eine solche Verfah· 

renswelse nicht vorsieht, sondern es ggf. einer lndivic!ualablehnung bedürfte. Eine 

&eiche Ist ausyveislioh der Asylakte nicht Innerhalb de.r maßgeblichen Frist beim 

Bundesamt eingegangen. 

Vorlleg$nd spricht jedoch alles dafür, dass die Abschiebung der Antragstellerin nach 

Italien - unabhängig von der Frage, ob die allgemeinen Aufnahmebedingungen sys· 

temische Sehwachsteil.an aufweisen - rechtswidrig.istund sie einen Anspruch auf 
. . . 

Ausübung des Selbsteintritt11rechts der Bundesrepublik Oeut11ohland Im Sinne von 

Art. 17 'Abs. 1 Dublin 111-VO hat. Nech dieser Vorschrift kann abweichend von Art. 3 

Abs. 1 Dublin.111-VO jeder Mltglledstaet beschlleßl!!n, einen belihm von einem Dritt­

staatsangehörigen oder. Staatenlosen gestellten Antrag auf internationalen Schutz zu 
' ' ' , 
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prüfen,, auch wenn er nach den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht für · 

die Prüfung zuständig ist. Dieses Ermesse.n ist im Sinne der Europäischen Konventi­

on zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische Menschen­

rechtskonvention -EMRK -) auszuüben und führt zum Selbsteintrittsrecht, wenn 

eine Abschiebung in den eigentlich zuständigen Staat im Einzelfall zu einer Ver.let­

:zung der EMRK füh.ren würde. Es handelt sich um ein subjektives Recht des Dritt­

staatsangehörigen (vgl. Beschlüsse der Kammer vom 10. Juli 2017 - VG 28 L 

301.17 A-, vom 19. Juli 2017.:... VG 28 L 278.17 A- und vom 25. April 2018- 28 L 

850.17 A-). 

Nach summarischer Prüfung reduziert sich das der Antrag!lgegnerln hiernach :zu­

stehende Ermessen aufgrund der besonderen Vulnerabilität der Antragstellerin im 

vorliegenden Fall zu deren Gunsten auf Null. Die Überstellungssituation für Angehö­

rige sogenannter vulnerabler Gruppen nach Italien ist nicht un_bedenklich. So hat 

bereits der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in seinem Urteil vom 4. No­

vember 2014 (Nr. 29217/12, Tarakhel gegen Schweiz, NVwZ 2015, 127) ausgeur­

tellt, der über$tellende Mitgliedstaat müsse sich von Italien Garantien geben la$Sen, 

dass bei diesem vulnerablen Personenkreis die Gefahr einer unmenschlichen oder 

erniedrigenden Behandlung im Sinne des.Art. 3 EMRK In Italien nicht bestehe .. Zu 

die$em vulnerablen Personenkreis gehören gemäß Art .. 21 der Richtlinie 2013.133/EU 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur F=estlegung von 

Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen 

(Aufnahmerichtlinie, ABL Nr. L 18.0 S. 96) u. a. P~rsonen mit psychischen Störungen. 

(ständ. Rechtsprechung). Bel. summarischer Prüfung bestehen erhebliche Zweifel, ob 

dl.e Antragstellerin angesichts ihrer bestehenden psychischen Beeinträchtigungen in 

der Lage Ist, in Italien entsprechende Hilfen einzufordern und die erforderliche Ver· 

sorgung zu .erhalten. Die Antragsgegnerin hat sich hierzu hicht geäußert, sond~rn 
' . '' ' ' 

nur allgemein darauf hingewiesen, dass Asylbewerber in Italien während des ASiyl· 

verfahrens Anspruch auf psychologische Hilfe und - ab Registrierung des Asylan­

trags-:- auf medizinische Versorgung haben, hingegen weder vorgetragen noch 

glaubhaft gemacht hat, dass vorliegend entsprechende Zusicherungen - wie sie 

nach der Rechtsprechung des EuG.H gebote~ ,sind :.. vc;in Italien Ischen Behprden ein· 

geholt bzw. erteilt wurden. 

Die Antragstellerin zählt zu diesem Personenkreis, da sie u. a. unter einer posttrau· 

matischen Belastungsstörung leidet. Dies hat .sie durch die Basisdokumentation der 

Charltl!i vo~  Juni 201'8 und der WiE1dervorstellung vom  Juli 2018 ausreichend 

belegt: Ferner ergibt sich aus dem Befundbericht des Facharztes für Psychiatrie .und 

• 5 -
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Psychotherapie vom  2018, dass eine Abschiebung der 

. Antragstellerin ,mit Sicherheit" zu einer Retraumatisierung mit Zuspitzung der .de­

pressiven Symptomatik und mit hoher Wahrscheinlichkeit in eine Sulzidalität münden 

wird. D.ie Angaben genügen auch den in der Rechtsprechung des Bundesverwal­

tungsgerichts aufgestellten formalen Anforderungen an die Inhalte ärztlicher Atteste. 

So wird niqht nur beschrieben, seit wann und wie die Antragstellerin behandelt wird, 
. ' ' . ., 

sondern es wird auch dargelegt und. begründet, dass die Diagnose einer .Posttrauma-

tischen Belastungsstörung nac.;h einer Exploration d.er Antragstellerin und einem wei· . 

teren Testverfahren getroffen worden ist. Aus den genannten Unterlagen ergibt sich 

bereits nachvollziehbar. d.ass die Antragstellerin unter erheblichen psychischen Be·· 

. . 

. Oie pauschalen Einwände der Antragsgegnerin gegen die ärztlichen Atteste und Be· 

richte vermögen dagegen die Vulnerabilität der Antragstellerin nicht In Zweifel zu . . . . . ' ' 

ziehen, d.a sie Jedenfalls nach summarischer Prüfung eine posttraumatische Belas­

tungsstörung glaubhaft belegen: 
' : ' . ; ,· ' 

•Auf die mit Schriftsatz vom 19, Oktober 2oHI eigereichte Bescheinigung des~ . ' ' ' ' ' . 
vom  2018 kommt es daher.nloht an . 

. ' ' . •'' ', . ' 

Oie Kostenentscheidung folgt aus§ 154 Abs. 1 VwGO . 

. Über den Anfrag auf Prozesskostenh.ilfe brauqht n.iCht entschied.en werden, da die 

. Antragsgegnerin .die Kosten zu tragen hat. 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 

Oestmann 
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